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Rückübertragungsverpflichtung des Zuwendungsempfängers bei Eintreten eines Rückforderungsgrundes:

Der Zuwendungsempfänger ist gegenüber dem Übergeber verpflichtet seinen erworbenen Miteigentumsanteil am Vertragsgegenstand zurückzuübertragen. Voraussetzung ist, dass ein Rückforderungsgrund eintritt und die Rückforderung binnen neun Monaten nach Kenntnis über den die Rückforderung berechtigenden Tatbestand erklärt wird. Die Erklärung hat in notariell beglaubigter Form zu erfolgen. 

Die Rückforderung kann verlangt werden, wenn:

1. der Zuwendungsempfänger vor dem Zuwendungsgeber verstirbt, jedoch nicht allein von diesem beerbt wird;

2. die Ehe zwischen den Vertragsschließenden scheitert, wobei ein Scheitern anzunehmen ist, wenn die Vertragsschließenden länger als sechs Monate dauerhaft i. S. v. § 1567 BGB getrennt leben;

…

Investitionen in den Vertragsgegenstand aus dem Vermögen des zur Rückübertragung Verpflichteten werden gegen Rechnungsnachweis erstattet oder durch Schuldübernahme abgegolten.
 Die Berücksichtigung getätigter Investitionen ist der Höhe nach durch die zum Zeitpunkt der Rückübertragung noch bestehende Zeitwerterhöhung begrenzt. Reine Erhaltungsaufwendungen sind nicht erstattungsfähig. Die Investitionen müssen mit schriftlicher Zustimmung des Zuwendungsgebers erfolgt sein. 
(Anm.: Weitere Regelungen zum Zustand des Vertragsgegenstandes bei Rückübertragung, zur Kostentragung bei Rückabwicklung und Absicherung des Anspruchs durch Vormerkung usw.).
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Auflösende Bedingung:

Die ehebedingte Zuwendung steht unter der auflösenden Bedingung, einer Geltendmachung eines vertraglichen oder gesetzlichen Rückforderungsrechts gegenüber dem Zuwendenden. Im Fall einer für den Zuwendenden bestehenden Rückübertragungsverpflichtung, resultierend aus der fristgerechten Geltendmachung des Rückübertragungsanspruchs hat der Zuwendende dies dem Zuwendungsempfänger innerhalb von sechs Monaten nach Kenntnis über die Rückübertragungsverpflichtung mitzuteilen.
Erlöschen nicht geltend gemachter Rückforderungsmöglichkeit:

Wird vom Recht die Rückübertragung zu verlangen nicht bis zum Zeitpunkt der Rechtskraft der Scheidung Gebrauch gemacht, entfällt die Rückforderungsmöglichkeit insgesamt für sämtliche Rückforderungsgründe. Die Kosten der Löschung einer zur Sicherung der Rückforderungsgründe im Grundbuch eingetragenen Vormerkung sind vom Zuwendungsempfänger zu tragen.
� Vgl. auch Krauß, Vermögensnachfolge in der Praxis, 3. Aufl. 2012, Kapitel 4, Rn 1883 ff.


� Wird ein Investitionsausgleich zugunsten des Zuwendungsempfängers gänzlich ausgeschlossen, ist hierin ggf. eine Schenkung des Zuwendungsempfängers an den Zuwendungsgeber zu sehen, welche ihrerseits nach § 1375 Abs. 2 Nr. 1 BGB Berücksichtigung im Zugewinnausgleich finden kann. 


� Vgl. auch Krauß, Vermögensnachfolge in der Praxis, 3. Aufl. 2012, Kapitel 7, Rn 2714.


� Vgl. auch Krauß, Vermögensnachfolge in der Praxis, 3. Aufl. 2012, Kapitel 7, Rn 2716.





